
Man hätte es wissen können … 

Was Afghanistan betrifft, geht es nicht nur vordergründig um das 

Politikversagen zum Ende des 20-jährigen Krieges – Stichwort Evakuierung. Es 

ist notwendig ein paar grundsätzliche Webfehler der Politik aufzuarbeiten.  

Dazu nur ein paar Thesen oder Merksätze: 

• Gewalt gebiert Gewalt. Ausnahmen bestätigen die Regel. Wenn man 

einmal in einer Spirale von Gewalt und Gegengewalt gefangen ist, ist es 

schwer wieder herauszukommen. Es ist nach dem Desaster am 

Hindukusch aber auch anderswo, dringend geboten, das Gewaltverbot der 

UN-Charta strikt zu beachten. Dort sind auch die Ausnahmen geregelt. 

Auch daran, sprich: UN-Mandat sollten wir uns halten. 

• Dem Terrorismus, der ja nicht erst am 11. September in New York und 

Washington begann, kommt man kriegerisch nicht bei. Die Zahl der 

Terroristen, der Terrorgruppen ist eher angewachsen, ihre geographische 

Ausdehnung hat zugenommen. Es gilt mehr denn je, sich den Quellen des 

Terrorismus zuzuwenden. Der wahnhafte Hass gegen den Westen hat 

auch gesellschaftliche, kulturelle Ursachen, die man erkennen muss.  

• Es muss auch in fast ausweglosen Situationen auf Konfliktlösungen durch 

Verhandlungen gesetzt werden. Warum hat man dies 2001 

ausgeschlossen? Die USA wollten eine machtvolle Vergeltung. Da reichte 

ein Krieg nicht aus. Auch der Irak wurde grundlos überfallen. Warum 

wurden Verhandlungen erst begonnen, nachdem es bereits 200.000 

Kriegstote, Millionen Flüchtlinge und viel Zerstörung gegeben hat. Im 

Abkommen von Doha zwischen den Taliban und den USA ist verbindlich 

geregelt, dass die US-Truppen abziehen und Afghanistan nicht wieder 

eine Heimstatt für Globalterroristen werden wird. Alles andere – 

Demokratieaufbau - ist längst Makulatur. Und dafür wurde 20 Jahre Krieg 

geführt?  



• Afghanistan ist auch gescheitert, weil die „westlichen“ 

Interventionsmächte zu keinem Zeitpunkt die wirklichen afghanischen 

Verhältnisse verstanden haben und in ihrer Vorstellungswelt befangen 

waren. Das kann man arrogant nennen. Und diese Haltung gilt es zu 

überwinden. Die Afghan*innen haben jetzt fast ununterbrochen vierzig 

Jahre Krieg erleben müssen; sie waren schon lange einfach kriegsmüde. 

Gewalt/Krieg haben sie nicht zu Unrecht mit USA/NATO, mit Razzien, 

Luftangriffen, Drohnenattacken etc. assoziiert. Auch daher wollten Viele 

schlicht und ergreifend die sich auf Militärmacht gründende 

Fremdherrschaft loswerden. Dies haben die Interventionsmächte, die sich 

immer als die Noblen, die Guten dünken, nie kapiert. Präsident Biden hat 

es wenigstens deutlich formuliert: „Sie wollten uns raus haben“. Der 

korrupten Führung in Kabul, von der NATO gestützt, hat ein immer 

größerer Teil der Bevölkerung offenkundig viel weniger vertraut als den 

Taliban, die versprochen haben, man werde endlich den Frieden bringen 

und eine landesgemäße Ordnung wieder herstellen. Dass dies ein fataler 

Irrtum sein dürfte, steht auf einem anderen Blatt. 

• Es ist paradox, eine Nation, einen Staat aufbauen zu wollen, nachdem 

man ihn selber zerstört hat. Das gilt für Afghanistan, aber auch für den 

Irak oder Libyen. Damit wurde Freiraum geschaffenen für die darunter 

liegenden Machtstrukturen, die – teils feudal, teils archaisch – von 

Familienclans mit eigener Miliz, von Stammesstrukturen, dem Klerus 

(Mullahs), von ethnischen Spaltungen bestimmt sind. Eine fragmentierte 

Gesellschaft bleibt zurück. Und damit Gewalt und Chaos. Wenn man 

dann auch noch mit Warlords, die das Kriegshandwerk beherrschen und 

mit Korruption bestens vertraut sind, paktiert, dann muss das schief 

gehen.  

• Wenn ich andere Nationen/Gesellschaften Mores lehren will, also was 

Recht und Gesetz, Menschenrechte, Humanität bedeuten, dann muss ich 



mich selber an diese Grundsätze halten (gilt auch für die Asyl- und 

Flüchtlingspolitik). Aber nach den großen Versprechungen über die lichte 

Zukunft Afghanistans kamen Guantanamo, CIA-Geheimgefängnisse, der 

völkerrechtswidrige Überfall auf den Irak, Abu Ghraib, gezielte Tötungen 

mit bewaffneten Drohnen. Dies alles stand den eigenen Wertvorstellungen 

und internationalem Recht diametral gegenüber. Also gilt: Wenn es um 

Demokratie und Menschenrechte geht, vor allem bei uns selber anfangen!  

• Nach Afghanistan ist eine exorbitante Summe Geld geflossen. In den 

USA allein geht man von einem Betrag von weit über 2 Billionen Dollar 

aus. Manche Quellen sprechen gar von weiteren Billionen. Zieht man aber 

davon die Aufwendungen für den Militäreinsatz ab, das Geld, das über 

Korruption abgezweigt wurde und schließlich den Rückfluss dieser Mittel 

an westliche Firmen und Einrichtungen (also Rechtsberater, Regierungs- 

und Wirtschaftsexperten, aber auch große Entwicklungs-NGO`s,) dann ist 

der Input eher gering ausgefallen. Laut NZZ vom 23.8. wurden nur 3,7 

Prozent der Mittel für Wiederaufbau und Entwicklung im eigentlichen 

Sinne aufgewandt. (darunter ziemlich erfolgreich die Investitionen in das 

Bildungswesen, die rühmliche Ausnahme also.) Diese militärfixierte 

Politik ist offenkundig ein Irrweg. Wenn man Ländern des Südens, in 

denen die bewaffneten Konflikte stattfinden, wirklich helfen will, müssten 

die Prioritäten umgedreht werden. Und es muss um Konzepte gehen, die 

die eigenständige Entwicklung fördern, statt immer wieder 

Abhängigkeiten zu schaffen.  

Ich habe nach dem Desaster am Hindukusch noch einmal in alten Reiseberichten 

geblättert – ich war zwischen 2006 und 2013 zehn Mal in Afghanistan. Darin 

habe ich im Grundsatz die oben nachzulesenden Auffassungen auch zu Papier 

gebracht und ein Scheitern der Mission (bspw. 2010) sehr exakt prognostiziert. 

Es ist daher schon sehr merkwürdig, wenn jetzt diejenigen, die immer wieder 

hinter diesem Bundeswehreinsatz standen, verlautbaren lassen, man habe das 



schmähliche Ende nicht wissen können. Die Wahrheit ist: Kritik wollte man 

nicht hören. 

Umso dringlicher ist es nun, die richtigen Schlüsse zu ziehen. Was man 

diesbezüglich von der NATO aus Brüssel hört, stimmt nicht hoffnungsvoll. 

 


